Funktionen der „Bürgerbeteiligung“: Einverleibung, Legitimierung, Spielwiese?

Augartentheaterkritik, anarchistisch

Nach Auskunft des Oxford English Dictionary ist participation der „Akt der Teilnahme oder Teilhabe“, und die Teilnahme der Bevölkerung an der Macht bedeutet nichts anderes als einen Machtverzicht der bestehenden Machtträger. In den kommenden Monaten – im „Kampf um den Augarten“ - wird sich zeigen, ob die Herren des Rathauses und des Wirtschaftsministeriums, die bisher bestimmt haben, was im größten Wiener Barockgarten passiert, Oxfordenglisch verstehen.

Der Augarten ist ein Volksgarten. Er könnte das in höherem Maße sein, wenn der Bund bisher nicht zugängliche Parkareale vergesellschaften, öffentliche Durchgänge durch vorhandene Kulturinstitutionen schaffen, das Augarten-Palais und das Josefstöckl für kulturelle Nutzungen zulassen und den Schulsportplatz Auwiese in außerschulischen Zeiten für die Allgemeinheit öffnen würde. Und wenn die Parkverwalter die Tatsache respektieren würden, dass sich die vorhandenen Anrainerinitiativen – ein in Österreich seltener Fall von Engagementfreudigkeit – zu Parkexperten par excellence und damit zu logischen Mitentscheidungsträgern entwickelt haben. 

Am 28. November 2007 startete das „Bürgerbeteiligungsverfahren“ zur Erstellung des Augarten-Leitbilds.  Ob es diesen Namen verdient, hängt davon ab, ob die üblichen Entscheidungsträger sich zurückzunehmen vermögen und ob die AnrainerInnen und BenützerInnen des mittlerweile durchaus mit Hype geladenen Barockgartens sich missbraucht fühlen und außerhalb des Verfahrens für ihre Belange kämpfen. Das Management des Verfahrens (externes Moderationsteam Sabine Volgger und Bernhard Penz) vermochte bei der Auftaktveranstaltung im Atelier Augarten nicht, die Risse zu verkitten, die zwischen zwei einander ausschließenden Partizipations-Konzeptionen und deren ProtagonistInnen sich logischerweise auftaten. 

Einer Partizipationsvorstellung liegt die Idee der Machtteilung zugrunde, d.h. die Idee der Umverteilung der Entscheidungsgewalt von den bekannten bürokratischen und politischen Instanzen zu den selbstorganisierten BürgerInnen, unterstützt durch ein deutliches Bekenntnis der traditionellen Entscheidungsträger zur (teilweisen) Abgabe der Entscheidungsmacht. Hinter  diesem demokratischen Konzept von Bürgerbeteiligung stehen die beiden Anrainerinitiativen und der Aktionsradius Wien.

Wer ist eigentlich „Grundeigentümer“?

Aus deren Perspektive vertreten die Stadt Wien und die Burghauptmannschaft das konträre Partizipationskonzept, das – so lautet die Kritik „von unten“ – alle drei möglichen missbräuchlichen Funktionen von Partizipation vereinigt: die Funktion der Einverleibung, die Funktion der Legitimierung und die Funktion der Spielwiese. Die Politik räumt nämlich, so die Kritik der AnrainerInnen, parkfremden Interessensgruppen in Form von zwei privaten Investoren (Datenspeicherprojekt Flakturm und Sängerknaben-Konzerthalle) das Recht ein, unabhängig vom Leitbildprozess ihre Partikularinteressen zu verfolgen, nämlich den Standortvorteil und das symbolische Kapital der „besten Adresse“ Augarten  zu nutzen, um partikulare Bedürfnisse zu befriedigen. Das Konkurrenzprojekt zum Sängerknabenbau, das „Augartenkino“ des Filmarchivs Austria, wird von Teilen der AnrainerInnenbewegung begrüßt. Es ist tatsächlich das am geringsten „parkfremde“ Projekt, weil die Sommerfestivals des Filmarchivs - im Gegensatz zu den Sängerknaben eine nicht hermetische Einrichtung – traditioneller Teil der Parkkultur sind und weil mit dem Projekt „Augartenkino“ das Konzept der Öffnung des Augartenspitzes verbunden ist.

Diese Zeilen sind ohne die Schminke des Objektivitätsanspruchs geschrieben, vielmehr in dem Bewusstsein, dass es verschiedene Wahrheiten der Stadtentwicklung gibt, denen die jeweiligen Partizipationsdefinitionen zugeordnet sind, und aus dem Bedürfnis heraus, die Partei der Kritiker der Machtverhältnisse zu ergreifen. Am Anfang war das Wort: Eine eingestanden parteiliche Herangehensweise könnte mit einer Sprachkritik beginnen. Das Management des Augarten-Leitbildprozesses teilt die Beteiligtenliste in vier Kategorien auf:

· die Grundeigentümer

· die Institutionen

· die Initiativen

· die Vertreter der Anrainer.

Diese Liste suggeriert, dass die AnrainerInnen und BenützerInnen des Augartens nicht identisch mit  den „Grundeigentümern“ sind. In der Sprache einer verkehrten Welt, wie sie im Verfahren unreflektiert verwendet wird, sind selbst im konkreten Fall eines der Öffentlichkeit gehörenden Territoriums (weil Bundesgrund!) die AnrainerInnen und BenützerInnen als jener Teil der Öffentlichkeit, der das Eigentümerrecht auf „seinen“ Park am intensivsten reklamiert und realisiert, aus der Kategorie der „Grundeigentümer“ ausgeschlossen. Diese Kategorie ist nämlich den Verwaltungsapparaten, die den öffentlichen Park ursprünglich im Auftrag der parkbesitzenden Öffentlichkeit in derem Sinn zu verwalten haben, vorbehalten. In der verkehrten Sprache der beamteten Stadtentwicklung sind also nicht die Grundeigentümer die „Grundeigentümer“, sondern die institutionellen Instrumente der Grundeigentümer werden zu DEN „Grundeigentümern“ erklärt.

Seit einem Jahrhundert kennt die Bürokratieforschung das Gesetz bzw. die Tendenz der Verselbständigung von Institutionen, Bürokratien oder politischen Vertretungen. Dieser Verselbständigungsprozess ist im Augarten prächtig nachvollziehbar. AnrainerInnen und BenützerInnen als die ur-konzeptionellen Eigentümer des Parks sprechen sich nahezu unisono gegen die Möglichkeit privater Verwertung von Parkteilen durch kommerzielle Investoren aus; dass die Institutionen, die bloß das Mandat dieser Basis-Eigentümerinteressen auszuüben hätten, in deutlichem Gegensatz dazu kommerzielle Bauvorhaben ermöglichen, ja sogar intransparente Verflechtungen mit Trägern dieser Partikularinteressen eingehen, signalisiert den fortgeschrittenen Grad der Verselbständigung und der Eigendynamik von Amt & Politik gegenüber der Öffentlichkeit, der zu dienen sie eigentlich ins Leben gerufen wurden. Mit dem Prozess der Verselbständigung ursprünglich dienender Funktionen kamen Interessen ins Spiel, die keine Chance hätten, wenn die am Park interessierte Öffentlichkeit das Sagen hätte.

„Akt der Teilnahme oder Teilhabe“

Diese Zeilen sind gegen den möglichen Einwand, das „Bürgerbeteiligungsverfahren“ werde hier aus einer anarchistischen Position heraus kritisiert, immun – denn im Partizipationsbegriff ist die „Machtfrage“ (die oft im denunziatorischen Sinn als eine anarchistische Fragestellung, also unbrauchbar erklärt wird) durchaus angelegt; nach Auskunft des Oxford English Dictionary ist participation der „Akt der Teilnahme oder Teilhabe“, und die Teilnahme der Bevölkerung an der Macht bedeutet nichts anderes als einen Machtverzicht der bestehenden Machtträger. Im übrigen steht die Autonomie und die Mitbestimmung einer Person seit der bürgerlichen Revolution in jedem aufgeklärten politischen Programm; die allgemeine Einführung einer als Machtteilung verstandenen Bürgerbeteiligung wäre also Bringschuld des sich an seine Verfassung erinnernden Staates.

Im konkreten Fall ist diese Bringschuld umso plausibler, als es die Ämter und die Politik mit einzigartig kontinuierlich wirkenden und mit Kompetenz aufgeladenen Anrainer-Initiativen zu tun haben, die dem Titel Grundeigentümer alle Ehre erweisen. Ihre Forderung, dass das Augarten-Leitbildverfahren in ein modellhaft ausstrahlendes Mitbestimmungsexperiment münden könnte, ist demnach keineswegs überhöht. Es soll Stadtverwaltungen geben, die von einem solchen Niveau von BürgerInnenengagement nur träumen können.

Die Diskussion im Augarten-Atelier vom 28. November hat gezeigt, dass in Wien erst eine Seite reif für ein solches Experiment ist – die Eigentümerseite (um dieses Wort zum Abschluss in dessen demokratischem Sinn zu verwenden). Es soll ja schon vorgekommen sein, dass Druck von unten zu Lernprozessen in Bürokratie und hoher Politik führt. Deren VertreterInnen müssen ja nicht unbedingt Oxfordenglisch lernen; ÜbersetzerInnen wären schon aufzutreiben.

